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Änderungsantrag zu V-01-Neu

Von Zeile 170 bis 182:
Es handelt sich deshalb sicher nicht um einen „historischen Erfolg“, wie es etwa
Bundesinnenministerin Nancy Faeser formuliert hat. Zugleich erkennen wir an, dass der
Beschluss ohne deutschen Einsatz in den Verhandlungen ein schlechterer gewesen
wäre. Die erzielte Einigung kann zentrale Anforderungen nicht erfüllen, die wir an eine
Asylpolitik der Humanität und Ordnung stellen – gerade weil sie im EU-Kontext
weitestgehend restriktiverer Mitgliedstaaten nicht durchsetzbar waren. Das vorliegende
Ergebnis ist von den Positionen unserer Partei weit entfernt. Gleichzeitig sehen wir das
europapolitische Dilemma. In der Gesamtschau bewerten wir das Ergebnis
unterschiedlich. Wir zollen unseren jeweiligen Meinungen großen Respekt und stehen
fest zusammen beim gemeinsamen Vorhaben, weiterhin mit aller Kraft für eine
Verbesserung der Situation für Schutzsuchende um und in Europa zu kämpfen. Denn
klar ist: Die Situation der Menschen, die in Europa Schutz suchen, muss deutlich besser
werden. Die erzielte Einigung kann zentrale Anforderungen nicht erfüllen, die wir an
eine Asylpolitik der Humanität und Ordnung stellen – gerade weil sie im EU-Kontext
weitestgehend restriktiverer Mitgliedstaaten nicht durchsetzbar waren. Das vorliegende
Ergebnis ist von den Positionen unserer Partei weit entfernt. Für uns ist klar: Die
Situation der Menschen, die in Europa Schutz suchen, muss deutlich besser werden und
darf sich nicht verschlechtern.
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